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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes vom 
14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) in der zur Zeit geltenden 
Fassung die von der Bundesregierung beschlossene 

Zweiundvierzigste Verordnung zur Ände- 
rung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Vorbe- 
merkungen — Binnen-Zollsätze) 

nebst Begründung. 

Die Verordnung ist am 30. Juni 1966 im Bundesgesetzblatt II 
Seite 506 verkündet worden. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates ist die Verordnung 
gleichzeitig übersandt worden. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Zweiundvierzigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(Vorbemerkungen — Binnen-Zollsätze) 


Vom 27. Juni 1966 


Auf Grund des § 77 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe e und 
Nummer 6 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 737), zuletzt geändert durch 
das Sechste Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes 
vom 13. September 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1313), 
verordnet die Bundesregierung: 


§ 1 

Im Deutschen Zolltarif 1966 (Bundesgesetzbl. 
1965 II S. 1605) in der zur Zeit geltenden Fassung 
werden die Vorbemerkungen wie folgt geändert: 

1. In Absatz B - 1 - a - 2 wird nach den Worten „und 
Madagaskar'" eingefügt: 

„ , wenn die eingeführten Waren nach Titel I des 
Assoziierungsabkommens zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und den mit 
dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen 
Staaten und Madagaskar vom 20. Juli 1963 (Bun- 
desgesetzbl. 1964 II S. 289) in Verbindung mit 
dem Beschluß Nr, 5/66 des Assoziationsrates 
über die Begriffsbestimmung für „Erzeugnisse 
mit Ursprung in . . oder „Ursprungserzeug- 
nisse“ im Sinne des Titels I des Assoziierungs- 
abkommens und über die Methoden der Zusam- 
menarbeit der Verwaltungen vom 22, April 1966 
(Bundesgesetzbl. II S. , . .) als Ursprungserzeug- , 
nissc der Staaten gelten". j 


2. In Absatz B - 1 - b - 1 wird nach den Worten „und 
Gebieten“ eingefügt; 

wenn die eingeführten Waren nach Titel I des 
Beschlusses des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vom 25. Februar 1964 über 
die Assoziation der überseeischen Länder und 
Gebiete mit der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften 1964 S, 1472) in Verbindung mit 
der Entscheidung des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 5. Mai 1966 über 
die Begriffsbestimmung für „Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in . . .“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und 
über die Methoden der Zusammenarbeit der 
Verwaltungen hinsichtlich der Anwendung des 
Beschlusses vom 25. Februar 1964 über die Asso- 
ziation der überseeisdien Länder und Gebiete 
mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
1966 S. 1445) als Ursprungserzeugnisse dieser 
Länder und Gebiete gelten“. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zoll- 
gesetzes auch im Land Berlin. 


Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1966 in Kraft. 


Bonn, den 27. Juni 1966 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 


Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 
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Begründung 


Die bei Abschluß des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 
25. März 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 766) mit den 
Mitgliedstaaten der EWG besonders verbundenen 
Länder und Gebiete haben seit dieser Zeit poli- 
tische Entwicklungen durchgemacht, die weit- 
gehende Änderungen der ersten auf die Art. 131 bis 
136 des EWG-Vertrages gestützten Regelungen not- 
wendig machten. Für einen Teil der betroffenen 
Länder wurde am 20. Juli 1963 ein Assoziierungs- 
abkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und den mit dieser Gemeinschaft asso- 
ziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
(Bundesgesetzbl. 1964 II S. 291) (AASM-Abkommen) 
unterzeichnet, das am 1. Juni 1964 in Kraft trat. Zum 
gleichen Zeitpunkt trat für einen weiteren Teil der 
betroffenen Länder der Beschluß des Rates vom 
25. Februar 1964 über die Assoziation der über- 
seeischen Länder und Gebiete mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (Bundesgesetzbl. 1966 II 
S. . . .) (ÜLG-Beschluß) in Kraft. Beide Assoziationen 
sahen in ihrem Teil I u. a. die Anwendung der Bin- 
nen-Zollsätze bei der Einfuhr solcher Waren in die 
Mitgliedstaaten der EWG vor, die als Ursprungs- 
erzeugnisse der assoziierten Länder anerkannt wer- 
den können. Die Begriffsbestimmung der „Erzeug- 
nisse mit Ursprung in . . ." oder „Urspungserzeug- 
nisse" blieb späteren Beschlüssen Vorbehalten (vgl. 
Protokoll Nr. 3 zum AASM-Abkommen und Art. 9 
des ULG-Beschlusses). 


Durch Beschluß Nr. 5/66 des Assoziationsrates über 
die Begriffsbestimmung für „Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in . . ." oder „Ursprungserzeugnisse" im Sinne 
des Titels I des Assoziierungsabkommens und über 
die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltun- 
gen sind die Voraussetzungen für die Anerkennung 
der Waren als Ursprungserzeugnisse im Sinne des 
AASM-Abkomrnens für alle Waren festgelegt wor- 
den, ausgenommen die in der Anlage IV zu diesem 
Beschluß genannten. Eine entsprechende Regelung 
für den Geltungsbereich des ULG-Beschlusses ist 
durch die Entscheidung des Rates vom 5. Mai 1966 
über die Begriffsbestimmung für „Erzeugnisse mit 
Ursprung in . . ." oder „Ursprungserzeugnisse" und 
über die Methoden der Zusammenarbeit der Ver- 
waltungen hinsichtlich der Anwendung des Be- 
schlusses vom 25. Februar 1964 über die Assoziation 
der überseeischen Länder und Gebiete mit der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft getroffen worden. 

Durch die Verordnung wird die Anwendung der 
Binnen-Zollsätze im Deutschen Zolltarif gegenüber 
den vom AASM-Abkommen und vom ÜLG-Beschluß 
erfaßten Länder und Gebieten gemäß den Asso- 
ziationsregelungen an das Vorliegen der Voraus- 
setzungen für die Anerkennung als Ursprungs- 
erzeugnisse im Sinne der vorgenannten Bestimmun- 
gen geknüpft. 
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